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1. Instanz

Aktenzeichen S 7 RA 818/03
Datum 20.01.2005

2. Instanz

Aktenzeichen L 22 R 190/05
Datum 14.06.2006

3. Instanz

Datum -

Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des Sozialgerichts Neuruppin vom 20.
Januar 2005 wird zurÃ¼ckgewiesen. Die Beteiligten haben einander
auÃ�ergerichtliche Kosten auch des Berufungsverfahrens nicht zu erstatten. Die
Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die KlÃ¤gerin begehrt von der Beklagten Rente wegen verminderter
ErwerbsfÃ¤higkeit Ã¼ber den 31. Oktober 2002 hinaus.

Die im Mai 1951 geborene KlÃ¤gerin, die von April 1966 bis September 1969 eine
nicht abgeschlossene Ausbildung zur Einzelhandelskauffrau durchlief, war danach in
diesem Berufsfeld (Oktober 1969 bis Dezember 1969), als Kontoristin (Januar 1970
bis September 1973), Verkaufsberaterin/Werbedame (April 1974 bis Oktober 1977),
VerkaufsfÃ¶rderin (April 1978 bis MÃ¤rz 1981) und AuÃ�endienstmitarbeiterin (April
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1983 bis Juli 1991) tÃ¤tig. Zuletzt arbeitete sie von August 1991 bis zum Eintritt von
ArbeitsunfÃ¤higkeit am 25. April 1994 als Bezirksleiterin im AuÃ�endienst.

Auf den im Juli 1995 wegen einer Reizsymptomatik bei chronischem degenerativen
Lumbalsyndrom gestellten Rentenantrag bewilligte die Beklagte Rente wegen
ErwerbsunfÃ¤higkeit vom 16. Dezember 1994 bis 31. Oktober 1996 nach einem am
25. April 1994 eingetretenen Leistungsfall (Bescheid vom 22. Dezember 1995). Mit
weiteren Bescheiden vom 22. Oktober 1996, 27. Dezember 1996 und 08. Dezember
1999 wurde die Rente, zuletzt bis 31. Oktober 2002, weitergewÃ¤hrt.

Im Mai 2002 beantragte die KlÃ¤gerin erneut die Weiterzahlung der Rente. Die
Beklagte zog den Entlassungsbericht der Brandenburg-Klinik Bernau vom 12.
Februar 2002 Ã¼ber eine dort vom 04. Januar bis 25. Januar 2002 absolvierte
stationÃ¤re RehabilitationsmaÃ�nahme bei, holte den Befundbericht des Facharztes
fÃ¼r OrthopÃ¤die Dr. M vom 30. Juli 2002 ein und veranlasste das Gutachten des
Facharztes fÃ¼r OrthopÃ¤die und Chirotherapie Dr. Svom 25. September 2002.

Mit Bescheid vom 23. Oktober 2002 lehnte die Beklagte die WeitergewÃ¤hrung der
Renten wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit bzw. BerufsunfÃ¤higkeit Ã¼ber den 31.
Oktober 2002 hinaus ab. Trotz eines chronischen LendenwirbelsÃ¤ulensyndroms,
eines Zustandes nach Stabilisierung der LendenwirbelkÃ¶rper 4/5, einer
Iliosakralgelenks-Blockierung links, eines Impingementsyndroms des rechten
Schultergelenkes, eine AC-Gelenk-Arthrose rechts und eines
HalswirbelsÃ¤ulensyndroms sei die KlÃ¤gerin in der Lage, in ihrem bisherigen
Berufsbereich (fÃ¼r BÃ¼rotÃ¤tigkeiten) vollschichtig tÃ¤tig zu sein. Damit bestehe
weder Berufs- noch ErwerbsunfÃ¤higkeit bzw. weder teilweise noch volle
Erwerbsminderung.

Auf den dagegen eingelegten Widerspruch, mit dem die KlÃ¤gerin geltend machte,
wegen SchmerzzustÃ¤nden aufgrund eines Bandscheibenschadens und im Bereich
des rechten Schultergelenkes keine TÃ¤tigkeiten mehr ausÃ¼ben zu kÃ¶nnen,
holte die Beklagte den Befundbericht des Facharztes fÃ¼r OrthopÃ¤die Dr. Mvom
03. Februar 2003 sowie die Gutachten des Facharztes fÃ¼r Neurologie Dr. M vom
15. Juli 2003 und der Ã�rztin fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie Dr. Kvom 17. Juni
2003 ein.

Mit dem am 28. Oktober 2003 als Einschreiben zur Post gegebenen
Widerspruchsbescheid vom 24. Oktober 2003 wies die Beklagte den Widerspruch
zurÃ¼ck: Die zusÃ¤tzlich eingeholten Gutachten ergÃ¤ben keine weiteren Befunde,
die zu einer Ã�nderung der Leistungsbeurteilung fÃ¼hrten. Zwar kÃ¶nne der Beruf
einer Einzelhandelskauffrau nicht mehr ausgeÃ¼bt werden. Unter
BerÃ¼cksichtigung des Gesundheitszustandes und der wÃ¤hrend des
Erwerbslebens erlangten und verwertbaren Kenntnisse und FÃ¤higkeiten komme
aber noch eine vollschichtige BeschÃ¤ftigung als Telefonistin nach der
VergÃ¼tungsgruppe VIII BAT bzw. Gehaltsgruppe K 2 im Einzelhandel in Betracht.

Dagegen hat die KlÃ¤gerin am 01. Dezember 2003, einem Montag, beim
Sozialgericht Neuruppin Klage erhoben und vorgetragen:
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Wegen der bei ihr bestehenden GesundheitsstÃ¶rungen kÃ¶nne sie nicht mehr
tÃ¤tig sein. Als Facharbeiterin sei sie nicht auf den Beruf einer Telefonistin
verweisbar. DarÃ¼ber hinaus mÃ¼sse eine Telefonistin eine mehr oder weniger
andauernde Zwangshaltung in sitzender Stellung einnehmen, was ihr wegen der
WirbelsÃ¤ulenbeschwerden nicht zumutbar sei. Sie hat den Bericht des Facharztes
fÃ¼r OrthopÃ¤die Dr. M vom (Eingang) 07. Juni 2002 vorgelegt.

Das Sozialgericht hat Befundberichte der Ã�rztin fÃ¼r Allgemeinmedizin W vom 27.
April 2004, des Facharztes fÃ¼r OrthopÃ¤die Dr. W vom 27. April 2004, der
FachÃ¤rzte fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie Dres. Bvom 27. April 2004, der
FachÃ¤rztin fÃ¼r Augenheilkunde H vom 10. Mai 2004 und der Ã�rzte fÃ¼r
OrthopÃ¤die Dres. H/Kvom 24. Mai 2004 eingeholt sowie Beweis erhoben durch das
schriftliche SachverstÃ¤ndigengutachten des Chirurgen und Sozialmediziners Dr. B
vom 14. September 2004.

Nachdem das Sozialgericht einen Auszug aus den Berufsinformationskarten (BIK) zu
BÃ¼rohilfskrÃ¤ften (BO 784) und eine Kopie der berufskundlichen Stellungnahme
des K-Rvom 15. MÃ¤rz 2001 zur BÃ¼rohelferin und zur Versandfertigmacherin
beigezogen hatte, hat es mit Urteil vom 20. Januar 2005 die Klage abgewiesen: Da
die KlÃ¤gerin die Ausbildung zur Einzelhandelskauffrau nicht erfolgreich
abgeschlossen habe, sei sie in die Gruppe des Angelernten des oberen Bereichs
einzugruppieren, so dass sie auf TÃ¤tigkeiten im angelernten unteren Bereich
verweisbar sei. Damit komme eine TÃ¤tigkeit im bisherigen Berufsbereich im
BÃ¼ro in Betracht, die bei den vorbestehenden kaufmÃ¤nnischen Kenntnissen der
KlÃ¤gerin beispielsweise nach BAT VIII vergÃ¼tet werde. Eine BÃ¼rotÃ¤tigkeit
entspreche dem LeistungsvermÃ¶gen der KlÃ¤gerin.

Gegen das ihrem ProzessbevollmÃ¤chtigten am 04. MÃ¤rz 2005 zugestellte Urteil
richtet sich die am 29. MÃ¤rz 2005 eingelegte Berufung der KlÃ¤gerin.

Die KlÃ¤gerin ist der Ansicht, auch keine leichten TÃ¤tigkeiten mehr verrichten zu
kÃ¶nnen. Seit Januar 2005 sei sie wieder arbeitsunfÃ¤hig krankgeschrieben. Sie
befinde sich sowohl in neurologischer als auch in psychologischer Behandlung. Der
SachverstÃ¤ndige habe das Schmerzsyndrom nicht vollstÃ¤ndig erfasst.

Die KlÃ¤gerin beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Neuruppin vom 20. Januar 2005 zu Ã¤ndern und die
Beklagte unter Aufhebung des Bescheides vom 23. Oktober 2002 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 24. Oktober 2003 zu verurteilen, der KlÃ¤gerin Ã¼ber
den 31. Oktober 2002 hinaus Rente wegen Berufs- und ErwerbsunfÃ¤higkeit,
hilfsweise wegen teilweiser und voller Erwerbsminderung zu gewÃ¤hren und die
hÃ¶here Rente zu leisten.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.
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Der Senat hat neben dem von der KlÃ¤gerin vorgelegten Zeugnis der N e. G. vom
30. April 1994 die AuskÃ¼nfte der Ne. G. vom 29. August 2005 und 08. September
2005, vom Facharzt fÃ¼r OrthopÃ¤die Dr. Meinen Ausdruck aus der Patientenkartei
sowie die Befundberichte der Diplompsychologin S- vom 04. August 2005, des
Facharztes fÃ¼r AnÃ¤sthesiologie P vom 02. August 2005 und der FachÃ¤rztin fÃ¼r
Neurologie und Psychiatrie Dr. G vom 18. August 2005 eingeholt. Nachdem er
AuszÃ¼ge aus dem BIK zu GroÃ�- und Einzelhandelskaufleuten (BO 681) zu
Telefonisten (BO 734), zu PfÃ¶rtner (BO 793) und zu Versandfertigmacher (BO 522),
eine Kopie der Auskunft des Arbeitsamtes Frankfurt (Oder) vom 01. November 1999
zu BÃ¼rohilfskrÃ¤ften sowie Kopien der berufskundlichen Stellungnahmen des
MLanghoff vom 14. Februar 2000 zum PfÃ¶rtner und vom 01./24. November 2002
und 14. Januar 2005 zum Versandfertigmacher beigezogen hatte, hat er den
SachverstÃ¤ndigen Dr. BergÃ¤nzend gehÃ¶rt (Stellungnahme vom 14. Oktober
2005). Er hat auÃ�erdem nach Vorlage des Berichtes des Facharztes fÃ¼r
AnÃ¤sthesiologie P vom (Eingang) 16. Januar 2006 Beweis erhoben durch das
schriftliche SachverstÃ¤ndigengutachten des Arztes fÃ¼r Neurologie und
Psychiatrie Dr. C vom 06. Februar 2006 und durch das berufskundliche
SachverstÃ¤ndigengutachten des M L vom 11. MÃ¤rz 2006.

Wegen des Ergebnisses der Beweisaufnahme wird u. a. auf Blatt 65 bis 93, 211 bis
217, 229 bis 247 und 256 bis 265 der Gerichtsakten verwiesen. Wegen der weiteren
Einzelheiten des Sach- und Streitstandes sowie des Vorbringens der Beteiligten wird
auf den sonstigen Inhalt der Gerichtsakten und der beigezogenen Verwaltungsakten
der Beklagten (), der Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung gewesen ist,
Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die zulÃ¤ssige Berufung ist unbegrÃ¼ndet.

Das Sozialgericht hat die Klage zu Recht abgewiesen. Der Bescheid vom 23.
Oktober 2002 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 24. Oktober 2003 ist
rechtmÃ¤Ã�ig. Die KlÃ¤gerin hat Ã¼ber den 31. Oktober 2002 hinaus weder
Anspruch auf Rente wegen Berufs- oder ErwerbsunfÃ¤higkeit noch Anspruch auf
Rente wegen teilweiser oder voller Erwerbsminderung, denn ihr
LeistungsvermÃ¶gen ist nicht in rentenrechtlich erheblicher Weise herabgesunken.

Als Anspruchsgrundlagen kommen auch weiterhin die Â§Â§ 43 und 44
Sozialgesetzbuch Sechstes Buch (SGB VI) in der Fassung vor dem am 01. Januar
2001 in Kraft getretenen Gesetz zur Reform der Renten wegen verminderter
ErwerbsfÃ¤higkeit (EM Reformgesetz) vom 20. Dezember 2000 (BGBl. I 2000, 1827)
in Betracht. Â§ 302 b Abs. 1 SÃ¤tze 1 und 2 SGB VI bestimmt: Bestand am 31.
Dezember 2000 Anspruch auf eine Rente wegen BerufsunfÃ¤higkeit oder
ErwerbsunfÃ¤higkeit, besteht der jeweilige Anspruch bis zur Vollendung des 65.
Lebensjahres weiter, solange die Voraussetzungen vorliegen, die fÃ¼r die
Bewilligung der Leistung maÃ�gebend waren. Bei befristeten Renten gilt dies auch
fÃ¼r einen Anspruch nach Ablauf der Frist. Dies ist vorliegend der Fall, denn nach
dem Bescheid vom 08. Dezember 1999 bestand am 31. Dezember 2000 Anspruch
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auf Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit (und damit zugleich auch auf Rente wegen
BerufsunfÃ¤higkeit).

Nach Â§ 43 Abs. 1 Satz 1 SGB VI haben Versicherte Anspruch auf Rente wegen
BerufsunfÃ¤higkeit, wenn sie berufsunfÃ¤hig sind und weitere beitragsbezogene
â�� Voraussetzungen erfÃ¼llen. BerufsunfÃ¤hig sind Versicherte, deren
ErwerbsfÃ¤higkeit wegen Krankheit oder Behinderung auf weniger als die HÃ¤lfte
derjenigen von kÃ¶rperlich, geistig und seelisch gesunden Versicherten mit
Ã¤hnlicher Ausbildung und gleichwertigen Kenntnissen und FÃ¤higkeiten gesunken
ist. Der Kreis der TÃ¤tigkeiten, nach denen die ErwerbsfÃ¤higkeit von Versicherten
zu beurteilen ist, umfasst alle TÃ¤tigkeiten, die ihren KrÃ¤ften und FÃ¤higkeiten
entsprechen und ihnen unter BerÃ¼cksichtigung der Dauer und des Umfanges ihrer
Ausbildung sowie ihres bisherigen Berufs und der besonderen Anforderungen ihrer
bisherigen BerufstÃ¤tigkeit zugemutet werden kÃ¶nnen (Â§ 43 Abs. 2 SGB VI).

Die KlÃ¤gerin ist hiernach nicht berufsunfÃ¤hig. Sie kann zwar nicht mehr den Beruf
einer Bezirksleiterin im AuÃ�endienst ausÃ¼ben. Sie ist jedoch noch in der Lage,
auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt insbesondere als BÃ¼rohilfskraft, PfÃ¶rtnerin
und Versandfertigmacherin vollschichtig zu arbeiten.

Ausgangspunkt der Beurteilung der BerufsunfÃ¤higkeit ist der bisherige Beruf. Dies
ist in der Regel die letzte, nicht nur vorÃ¼bergehend vollwertig ausgeÃ¼bte
versicherungspflichtige BeschÃ¤ftigung oder TÃ¤tigkeit, jedenfalls dann, wenn diese
zugleich die qualitativ hÃ¶chste ist (Bundessozialgericht BSG SozR 2200 Â§ 1246
Nrn. 53, 94, 130). Allerdings bleibt eine frÃ¼here versicherungspflichtige
BeschÃ¤ftigung maÃ�geblicher Beruf, wenn sie aus gesundheitlichen GrÃ¼nden
aufgegeben wurde (vgl. BSGE 2, 181, 187; BSG SozR RVO Â§ 1246 Nrn. 33, 57 und
94; BSG SozR 2200 Â§ 1246 Nr. 158).

Der Beruf einer Bezirksleiterin im AuÃ�endienst ist danach maÃ�geblicher Beruf. Es
ist weder ersichtlich, noch von der KlÃ¤gerin vorgetragen, dass eine der vorher
ausgeÃ¼bten TÃ¤tigkeiten aus gesundheitlichen GrÃ¼nden aufgegeben werden
musste. UnabhÃ¤ngig davon liegen keinerlei Anhaltspunkte dafÃ¼r vor, dass diese
TÃ¤tigkeiten in ihrer QualitÃ¤t die zuletzt verrichtete BeschÃ¤ftigung einer
Bezirksleiterin im AuÃ�endienst Ã¼berragen.

Die bei der KlÃ¤gerin vorliegenden GesundheitsstÃ¶rungen schlieÃ�en den Beruf
einer Bezirksleiterin im AuÃ�endienst aus. Dies folgt aus den Gutachten der
medizinischen SachverstÃ¤ndigen Dr. B und Dr. Cund dem berufskundlichen
Gutachten des M L.

Nach dem SachverstÃ¤ndigen Dr. Bbestehen degenerative VerÃ¤nderungen und
eine Fehlhaltung der HalswirbelsÃ¤ule mit Neigung zu muskulÃ¤ren ReizzustÃ¤nden
sowie der LendenwirbelsÃ¤ule bei Zustand nach Stabilisierungsoperation im Bereich
der LendenwirbelsÃ¤ulenetage L 4/5 mit komplettem Durchbau der ehemals
instabilen WirbelsÃ¤ulensegmente mit anhaltenden Lumbalgien und einer
Iliosakralfugenreizung beidseits bei Ausschluss einer Nervenwurzelreizsymptomatik,
ein Zustand nach durchgefÃ¼hrter Dekompressionsoperation im Bereich des
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rechten Schultergelenkes ohne Nachweis verbleibender funktioneller
BeeintrÃ¤chtigungen, ein Verdacht auf Bluthochdruckleiden und
SomatisierungsstÃ¶rungen.

Nach dem SachverstÃ¤ndigen Dr. C leidet die KlÃ¤gerin an einer
AnpassungsstÃ¶rung mit einer gewissen psychosomatischen bzw. somatoformen
Komponente und mit einer leicht- bis mittelgradigen depressiven Episode bzw.
rezidierenden depressiven Episode sowie einer chronischen Lumbalgie.

Daneben mag auch eine Meralgia paraesthetica (so einmalig erwÃ¤hnt im
Gutachten des Facharztes fÃ¼r Neurologie Dr. M vom 15. April 2003) vorliegen.
Diese zeigt sich in einer SensibilitÃ¤tsstÃ¶rung im Bereich des linken
Oberschenkels. Der SachverstÃ¤ndige Dr. C hat diese Diagnose allerdings eher als
unwahrscheinlich erachtet, denn diese SensibilitÃ¤tsstÃ¶rung, die wohl mit der
monosegmentalen InstabilitÃ¤t im Segment L 4/5 mit linksbetonter
Bandscheibenprotrusion und nachfolgender Stabilisierungsoperation am 17. Juli
1995 (Entlassungsbericht der Reha-Klinik SSvom 06. November 1996) in
Zusammenhang steht, ist zwischenzeitlich wechselweise auch im rechten Bein
aufgetreten. Dies bedarf jedoch keiner weiteren ErÃ¶rterung, da sowohl nach dem
SachverstÃ¤ndigen Dr. Cals auch nach dem Gutachten des Facharztes fÃ¼r
Neurologie Dr. M vom 15. April 2003 die SensibilitÃ¤tsstÃ¶rung durch eine Meralgia
paraesthetica ohne Relevanz fÃ¼r das LeistungsvermÃ¶gen ist.

Es mÃ¶gen auch Lumboischialgien (Gutachten des Facharztes fÃ¼r Neurologie Dr.
M vom 15. April 2003) zeitweilig auftreten. Der SachverstÃ¤ndige Dr. Chat solche
bei seiner Untersuchung mangels einschieÃ�ender Schmerzen in ein Bein nicht
feststellen kÃ¶nnen und stattdessen eine chronische Lumbalgie angenommen. Im
Gutachten des Dr. Mwird demgegenÃ¼ber eine Schmerzausstrahlung in den linken
Oberschenkel genannt. Denselben Befund weist bereits das Gutachten des
Facharztes fÃ¼r OrthopÃ¤die und Chirotherapie Dr. Svom 25. September 2002 aus,
wobei gleichwohl (lediglich) ein chronisches LendenwirbelsÃ¤ulensyndrom,
offensichtlich wegen eines unauffÃ¤lligen neurologischen Befundes im Bereich der
unteren ExtremitÃ¤ten, diagnostiziert wird. Im Befundbericht des Facharztes fÃ¼r
OrthopÃ¤die Dr. Mvom 03. Februar 2003 findet sich ebenfalls (lediglich) die
Diagnose eines akuten Lumbago bei pseudoradikulÃ¤rer Ausstrahlung. Dasselbe
kann dem Befundbericht des Facharztes fÃ¼r OrthopÃ¤die Dr. W vom 27. April
2004 entnommen werden. Der vom Facharzt fÃ¼r OrthopÃ¤die Dr. M
Ã¼bersandten Ausdruck der Patientenkartei ergibt ebenfalls nichts wesentlich
anderes. Wie der SachverstÃ¤ndige Dr. Bin seiner ergÃ¤nzenden Stellungnahme
vom 14. Oktober 2005 ausgefÃ¼hrt hat, sind dort keine Befunde dokumentiert, die
auf eine lÃ¤ngerfristige funktionelle EinschrÃ¤nkung des StÃ¼tz- und
Halteapparates hinweisen. Danach ist lediglich einmalig am 23. November 2004
wegen eines lumbalen Facettensyndroms mit Iliosakralgelenksirritation eine
Behandlung erfolgt, aus der, so der SachverstÃ¤ndige Dr. B, keine entscheidende
LeistungsbeeintrÃ¤chtigung abzuleiten ist. Wenn die Befunde, die zur
Diagnosenstellung von Lumboischialgien einerseits bzw. einer Lumbalgie
andererseits gefÃ¼hrt haben, nicht ohnehin im Wesentlichen denselben
krankhaften Zustand beschreiben, so lassen sie sich, soweit gewisse neurologische
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Komponenten im Sinne einer Ausstrahlung in die Beine hinzutreten, jedenfalls nach
den vorliegenden Ã¤rztlichen Unterlagen als ein lediglich vorÃ¼bergehender
Sachverhalt feststellen. Das zeitweise Bestehen einer GesundheitsstÃ¶rung, auch
wenn dadurch die ErwerbsfÃ¤higkeit vorÃ¼bergehend beeinflusst wird,
begrÃ¼ndet noch keine Minderung des LeistungsvermÃ¶gens im Sinne des Rechts
der gesetzlichen Rentenversicherung. Die ErwerbsfÃ¤higkeit muss vielmehr nicht
nur vorÃ¼bergehend worunter ein Zeitraum von mehr als sechs Monaten
verstanden wird herabgesunken sein (vgl. Brackmann, Handbuch der
Sozialversicherung, S. 670 f. VI; Hauck/Haines, Sozialgesetzbuch SGB VI, gesetzliche
Rentenversicherung, Kommentar, 60. ErgÃ¤nzungslieferung, K Â§ 43 Rdnr. 22, K Â§
44 Rdnr. 15; BSG SozR 2200 Â§ 1247 Nr. 16), so dass kurzzeitige Erkrankungen
auÃ�er Betracht zu bleiben haben. Diese bedingen allenfalls ArbeitsunfÃ¤higkeit.
UnabhÃ¤ngig davon kommt selbst das Gutachten des Facharztes fÃ¼r Neurologie
Dr. M vom 15. April 2003 trotz der Diagnose von Lumboischialgien zu keiner
anderen, insbesondere ungÃ¼nstigeren, Beurteilung des LeistungsvermÃ¶gens als
der SachverstÃ¤ndige Dr. C

Die maÃ�geblichen GesundheitsstÃ¶rungen sind damit berÃ¼cksichtigt. Die
Befundberichte und Gutachten anderer Ã�rzte stimmen insoweit im Wesentlichen
Ã¼berein. Es handelt sich um dieselben Leiden, auch wenn diese dort teilweise
anders bezeichnet werden.

Eine AngststÃ¶rung kann ausgeschlossen werden, denn der SachverstÃ¤ndige Dr. C
hat hierauf hindeutende Zeichen nicht erheben kÃ¶nnen. Die Diagnose einer
AngststÃ¶rung findet zwar im Befundbericht des Facharztes fÃ¼r AnÃ¤sthesiologie
P vom 02. August 2005 ErwÃ¤hnung, ohne dass hierfÃ¼r allerdings dies belegende
Befunde mitgeteilt sind. Das Fehlen entsprechender Befunde dÃ¼rfte wohl auch
Grund dafÃ¼r sein, dass diese GesundheitsstÃ¶rung im weiteren Bericht dieses
Arztes vom 16. Januar 2006 nicht mehr aufgefÃ¼hrt ist. Allerdings ist dort erstmalig
die Diagnose einer schmerzbedingten PersÃ¶nlichkeitsverÃ¤nderung im Sinne eines
algogenen Psychosyndroms bezeichnet, fÃ¼r die jedoch wiederum keine dies
belegenden Befunde dargetan sind. Es bleibt somit offen, auf welcher Grundlage
diese Diagnosestellung erfolgte, zumal die behandelnde FachÃ¤rztin fÃ¼r
Neurologie und Psychiatrie Dr. Gin ihrem Befundbericht vom 18. August 2005 ein
solches Leiden ebenfalls nicht benennt. SchlieÃ�lich hat der SachverstÃ¤ndige Dr.
Cals Ergebnis seiner Untersuchung, die dem Bericht des Facharztes fÃ¼r
AnÃ¤sthesiologie P vom 16. Januar 2006 nachgefolgt ist, ein solches Leiden,
welches in sein Fachgebiet und sicherlich nicht in das Fachgebiet eines Facharztes
fÃ¼r AnÃ¤sthesiologie fÃ¤llt, nicht diagnostiziert. Der Senat ist mithin nicht davon
Ã¼berzeugt, dass ein algogenes Psychosyndrom besteht.

Wenn der SachverstÃ¤ndige Dr. B aufgrund der festgestellten
GesundheitsstÃ¶rungen zu der Auffassung gelangt ist, die KlÃ¤gerin kÃ¶nne noch
kÃ¶rperlich leichte und gelegentlich mittelschwere Arbeiten Ã¼berwiegend in
geschlossenen RÃ¤umen und im Freien nur unter Witterungsschutzbedingungen
ohne KÃ¤lte, NÃ¤sse, Feuchtigkeit und Zugluft, ohne Ã¼berwiegendes Gehen und
Stehen, dauerhaftes Bewegen und Tragen von Lasten Ã¼ber 10 kg sowie Leiter-
und GerÃ¼starbeiten verrichten, ist dies nachvollziehbar.
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Wesentlich hierfÃ¼r sind die VerÃ¤nderungen im Bereich des StÃ¼tz- und
Halteapparates, insbesondere im Bereich der Hals- und LendenwirbelsÃ¤ule.

Die HalswirbelsÃ¤ule hat sich als geringfÃ¼gig steil gestellt dargestellt. Die Links-
und Rechtsrotation sowie die Ante- und Retroversion sind endgradig schmerzhaft,
jedoch nicht eingeschrÃ¤nkt gewesen. Die Nacken- und SchultergÃ¼rtelmuskulatur
und die occipitalen Nervenaustrittspunkte sind druckschmerzhaft, die
DornfortsÃ¤tze im Bereich der HalswirbelsÃ¤ule klopfschmerzhaft gewesen. Die
radiologische Untersuchung hat am 5. und 6. HalswirbelkÃ¶rper deutliche
osteochondrotische und beginnende spondylotische VerÃ¤nderungen nebst einer
Uncovertebralarthrose aufgedeckt.

Die LendenwirbelsÃ¤ule hat sich als Zustand nach operativer Versorgung einer
monosegmentalen InstabilitÃ¤t in der Etage L 4/5 mit Implantation eines Cages bei
reizloser Operationsnarbe dargestellt. Die DornfortsÃ¤tze sind klopfschmerzhaft
gewesen. Die PrÃ¼fung des Finger-Boden-Abstandes hat einen Wert von 31 cm und
auftretende Lumbalgien, jedoch keine Ischialgien ergeben. Bei sÃ¤mtlichen
Bewegungsexkursionen sind Beschwerden auslÃ¶sbar gewesen. Die
SeitwÃ¤rtsneigung nach links ist endgradig mit 20 Grad (bei Normbefund von 30 bis
40 Grad) eingeschrÃ¤nkt gewesen. DarÃ¼ber hinaus sind die Iliosakralfugen
beidseits druckschmerzhaft gewesen und die Bewegungsexkursionen an den
HÃ¼ftgelenken haben in den Iliosakralgelenken und lumbal Beschwerden
hervorgerufen. Dies hat sich auch bei PrÃ¼fung des LasÃ©gueÂ´schen
DehnungsphÃ¤nomens bei 60 Grad gezeigt. SchlieÃ�lich sind noch geringfÃ¼gige
HypÃ¤sthesien an beiden AuÃ�enseiten der Oberschenkel festzustellen gewesen.
Die RÃ¶ntgenuntersuchung der LendenwirbelsÃ¤ule hat eine geringfÃ¼gige
Streckstellung, einen Zustand nach Implantation eines Cages in der Etage L 4/5 bei
komplettem Durchbau mit nicht mehr nachweisbarer InstabilitÃ¤t und eine
mÃ¤Ã�ige lumbosakrale Osteochondrose offenbart.

Im Rahmen der RÃ¶ntgenuntersuchung des rechten Schultergelenkes ist bei
Zustand nach Resektion im Bereichs des AC-Gelenkes am 20. Januar 2003 (vgl.
Befundbericht des Facharztes fÃ¼r OrthopÃ¤die Dr. M vom 03. Februar 2003)
immer noch eine deutliche VerschmÃ¤lerung des Gelenkspaltes nachweisbar
gewesen. DarÃ¼ber hinaus hat sich eine kleine Verkalkungsfigur dargestellt.
DemgegenÃ¼ber ist allerdings die klinische Untersuchung unauffÃ¤llig gewesen.

Der SachverstÃ¤ndige Dr. Bhat diese Befunde dahingehend interpretiert, dass zwar
im Bereich der Hals- und LendenwirbelsÃ¤ule funktionelle EinschrÃ¤nkungen
bestehen, jedoch diese nicht wesentlich das AltersmaÃ� Ã¼berschreiten. Wegen
der kompletten operativen Stabilisierung der LendenwirbelsÃ¤ulenetage L 4/5 hat
er die in diesem Bereich bestehenden Schmerzen als glaubhaft erachtet. Das
ehemals im Bereich des rechten Schultergelenkes bestandene
Impingementsyndrom ist von ihm als im Wesentlichen ausgeheilt beurteilt worden.
Dies ist fÃ¼r den Senat schlÃ¼ssig und macht deutlich, dass stÃ¤rker belastende
Einwirkungen im Bereich des Haltungs- und Bewegungsapparates ausscheiden
mÃ¼ssen. Die von dem SachverstÃ¤ndigen genannten LeistungseinschrÃ¤nkungen
tragen diesem Zustand hinreichend Rechnung.
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Dem SachverstÃ¤ndigen Dr. B ist bei seiner Untersuchung auÃ�erdem ein
erhÃ¶hter Blutdruck mit 160/100 bzw. 160/90 mmHg aufgefallen, woraus er den
Verdacht auf ein Bluthochdruckleiden abgeleitet hat. Sofern sich bei
entsprechenden Kontrollen eine dauerhafte ErhÃ¶hung der systolischen und
diastolischen Werte ergeben sollte, sind nach seiner Beurteilung weitergehende
LeistungseinschrÃ¤nkungen (keine Arbeiten mit erheblichem Zeitdruck, unter
Stressbedingungen und mit unregelmÃ¤Ã�igem Lebensrhythmus, wie insbesondere
Nachtarbeit) zu machen. Die zwischenzeitlich eingeholten Berichte der
behandelnden Ã�rzte geben jedoch keinen Hinweis auf ein Bluthochdruckleiden. Bei
der Untersuchung durch den SachverstÃ¤ndigen Dr. C hat der Blutdruck 140/80
mmHg betragen. Das Erfordernis der zusÃ¤tzlich genannten
LeistungseinschrÃ¤nkungen ist daher aus der Sicht eines nicht vorliegenden
Bluthochdruckleidens nicht begrÃ¼ndet. Der seinerzeit bestandene erhÃ¶hte
Blutdruck ist damit offensichtlich an die Untersuchungssituation gebunden
gewesen.

Eine wesentliche BefundÃ¤nderung hat der SachverstÃ¤ndige Dr. B den
zwischenzeitlich eingeholten weiteren Ã¤rztlichen Berichten nach seiner
ergÃ¤nzenden Stellungnahme vom 14. Oktober 2005 nicht entnehmen kÃ¶nnen, so
dass seine Beurteilung des LeistungsvermÃ¶gens weiterhin Bestand hat.

Nach dem SachverstÃ¤ndigen Dr. C kann die KlÃ¤gerin kÃ¶rperlich leichte Arbeiten
und geistig einfache Arbeiten nicht in einer einzigen KÃ¶rperhaltung, auch nicht im
Freien, selbst unter Witterungsschutz, also ohne KÃ¤lte, NÃ¤sse und Zugluft, sowie
keine Arbeiten auf Leitern und GerÃ¼sten, mit BÃ¼cken, Heben und Tragen von
Lasten von mehr als 5 kg, unter Zeitdruck, mit Wechselschicht, mit mehr als nur
geringen Anforderungen an Aufmerksamkeit und ReaktionsfÃ¤higkeit sowie mit
besonderen Anforderungen an Ã�bersicht, Verantwortungsbewusstsein und
ZuverlÃ¤ssigkeit verrichten. Dies ist aufgrund der von diesem SachverstÃ¤ndigen
erhobenen Befunde nachvollziehbar.

Die Kopfbeweglichkeit ist leicht endgradig eingeschrÃ¤nkt gewesen bei leichtem
Druckschmerz der Nackenmuskulatur. Der Fingerbodenabstand hat 40 cm
betragen. Das Beugen ist nur aus der HÃ¼fte erfolgt, wobei die LendenwirbelsÃ¤ule
steif geblieben ist. Neben einem leichten Klopfschmerz Ã¼ber der
LendenwirbelsÃ¤ule hat sich ein leichter paravertebraler Hartspann im Bereich der
Operationsnarbe und eine leichte HypÃ¤sthesie/Hypalgesie am linken Oberschenkel
und eine allseits vorhandene PallÃ¤sthesie gezeigt. Das LasÃ©gueÂ´sche Zeichen
ist links bei 80 Grad fraglich positiv gewesen. Diese Befunde entsprechen somit im
Wesentlichen denen, die von dem SachverstÃ¤ndigen Dr. Berhoben worden sind.

Der psychische Befund ist durch einen etwas reduzierten Antrieb, labile Affekte und
eine teilweise geringe DepressivitÃ¤t gekennzeichnet gewesen. Im Rahmen der
testpsychologischen Untersuchungen haben die StÃ¶rungsintensitÃ¤ten zwischen
den Verfahren geschwankt. Die Beschwerdenwahrnehmung ist Ã¼berhÃ¶ht
gewesen. Am realitÃ¤tsentsprechendsten ist das Ergebnis aus dem Freiburger
PersÃ¶nlichkeitsinventar mit etwas erhÃ¶hter DepressivitÃ¤t und starker
somatischer StÃ¶rungswahrnehmung erschienen. Die depressiven Verstimmungen
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stehen hierbei im Zusammenhang mit einer chronischen Eheproblematik. Dabei
haben die Angaben der KlÃ¤gerin zur IntensitÃ¤t dieser Eheproblematik teilweise
etwas widersprÃ¼chlich gewirkt. Dies wird auch daran deutlich, dass die KlÃ¤gerin
eingangs bei Darstellung der familiÃ¤ren Situation insoweit "ein paar Probleme" mit
ihrem Ehemann eingerÃ¤umt hat. SpÃ¤ter hat die KlÃ¤gerin begonnen zu weinen,
wobei sie sich immer wieder hat fangen kÃ¶nnen. Die Ehesituation hat der
SachverstÃ¤ndige Dr. Cdabei als Hauptgrund des seelischen Befindens festgestellt.
Ihr Mann gibt ihr die Schuld daran, dass das 1987 gebaute gemeinsame Haus im
Jahre 2000 zwangsversteigert wurde, weil sie wegen ihrer Erkrankung kein Geld
mehr verdienen konnte. Trotz Zwangsversteigerung bestÃ¼nden noch immer
Schulden, weswegen es hÃ¤ufig zum Streit komme. Insbesondere nach einem
solchen Streit trinke ihr Ehemann ein Bier nach dem anderen, womit sie nicht mehr
klarkomme. Dies ist insbesondere im Hinblick auf ihren Vater, an den sie keine
guten Erinnerungen hat, da er Alkoholiker war, ohne weiteres verstÃ¤ndlich und
erklÃ¤rt hinreichend ihre als miserabel dargestellte Stimmungslage. Die
Depressionen beeinflussen nach dem SachverstÃ¤ndigen Dr. Cdas Schmerzerleben,
welches jedoch primÃ¤r organische Ursachen hat. Insofern ist eine gewisse
psychosomatische oder somatoforme Komponente vorhanden, wobei zum anderen
die Beschwerden aber auch Ã¼berhÃ¶ht erlebt und dargestellt werden, worauf die
von Dr. C genannten Verdeutlichungstendenzen hinweisen. Gleiches wurde bereits
im Gutachten der Ã�rztin fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie Dr. K vom 17. Juni 2003
dargestellt. Die angegebenen Schmerzen waren danach durch den objektiven
organischen Befund nicht ausreichend zu erklÃ¤ren, woraus diese Ã�rztin auf eine
somatoforme SchmerzstÃ¶rung schlussfolgerte. Die AnpassungsstÃ¶rung wurde
von ihr als depressive Reaktion auf einen Ehekonflikt und zusÃ¤tzlich bestehender
finanzieller Sorgen gewertet.

Die von dem SachverstÃ¤ndigen Dr. C genannten LeistungseinschrÃ¤nkungen
berÃ¼cksichtigen den Gesundheitszustand der KlÃ¤gerin ausreichend. Dies gilt
hinsichtlich der chronischen Lumbalgie insoweit, als stÃ¤rkere Belastungen oder
ungÃ¼nstige Ã¤uÃ�ere Einwirkungen vermieden werden mÃ¼ssen. Der
SachverstÃ¤ndige Dr. Cgeht zwar Ã¼ber die von dem SachverstÃ¤ndigen Dr. B
genannten LeistungseinschrÃ¤nkungen insoweit hinaus, als er eine noch stÃ¤rkere
BeschrÃ¤nkung vornimmt. Ob dies gerechtfertigt ist, mag dahinstehen. Der Senat
unterstellt dies zugunsten der KlÃ¤gerin. Ausgehend vom seelischen
Gesundheitszustand folgt aus den erhobenen Befunden, dass besondere geistige
Anforderungen nicht abverlangt werden kÃ¶nnen, Stressbelastungen auszuscheiden
haben und wesentliche Anforderungen an die Konzentration nicht gestellt werden
kÃ¶nnen. Diesem Gesundheitszustand werden die von dem SachverstÃ¤ndigen Dr.
Cgenannten LeistungseinschrÃ¤nkungen gerecht.

Dem Bericht des Facharztes fÃ¼r AnÃ¤sthesiologie Pvom 16. Januar 2006 sind
darÃ¼ber hinausgehende LeistungseinschrÃ¤nkungen nicht zu entnehmen. Dieser
Arzt empfiehlt, um eine weitere Chronifizierung zu vermeiden, statische
Belastungen wie lÃ¤ngeres Verweilen in einer bestimmten KÃ¶rperposition
auszuschlieÃ�en, und, um muskulÃ¤re Anspannungen (wohl mit der Folge von
SchmerzauslÃ¶sung bzw. SchmerzverstÃ¤rkung) vorzubeugen, psychische
Belastungen in Form von hÃ¤ufig wiederholten Anpassungen an neue Situationen
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sowie EintÃ¶nigkeit zu vermeiden. Daraus ergibt sich nicht, dass die KlÃ¤gerin nicht
mehr umstellungsfÃ¤hig wÃ¤re. Der SachverstÃ¤ndige Dr. C hat beurteilt, dass
noch normale Anforderungen an die UmstellungsfÃ¤higkeit gestellt werden
kÃ¶nnen. Eine psychische Ã�berlastungssituation wird dadurch noch nicht
hervorgerufen. Der Bericht des Facharztes fÃ¼r AnÃ¤sthesiologie P vom 16. Januar
2006 gibt daher keine Veranlassung, von den Beurteilungen der SachverstÃ¤ndigen
Dr. Bund Dr. C abzuweichen.

Wenn eine TÃ¤tigkeit den dargestellten qualitativen LeistungseinschrÃ¤nkungen
gerecht wird, ist, ohne dass zusÃ¤tzliche Befunde oder Gesichtspunkte hinzutreten,
zugleich auch ein vollschichtiges LeistungsvermÃ¶gen folgerichtig, wie dies die
SachverstÃ¤ndigen Dr. B und Dr. Cinsoweit in Ã�bereinstimmung mit dem
Entlassungsbericht der B-Klinik Bvom 12. Februar 2002, dem Gutachten des
Facharztes fÃ¼r OrthopÃ¤die und Chirotherapie Dr. S vom 25. September 2002,
dem Gutachten des Facharztes fÃ¼r Neurologie Dr. M vom 15. April 2003 und dem
Gutachten der Ã�rztin fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie Dr. K vom 17. Juni 2003
angenommen haben. Die GesundheitsstÃ¶rungen sind nicht so schwerwiegend,
dass sie eine Reduzierung des LeistungsvermÃ¶gens in zeitlicher Hinsicht
rechtfertigen kÃ¶nnen.

Die festgestellten LeistungseinschrÃ¤nkungen schlieÃ�en allerdings eine TÃ¤tigkeit
als Bezirksleiterin im AuÃ�endienst aus. Nach dem SachverstÃ¤ndigen L wird dieser
Beruf Ã¼berwiegend im Stehen bzw. in der Bewegung verrichtet, ist geistig
mittelschwierig und schwierig und fordert auch besondere Anforderungen an
ReaktionsvermÃ¶gen, Aufmerksamkeit, Ã�bersicht, Verantwortungsbewusstsein
und ZuverlÃ¤ssigkeit. Diesem Belastungsprofil ist die KlÃ¤gerin nicht mehr
gewachsen.

Dies begrÃ¼ndet jedoch noch keine BerufsunfÃ¤higkeit. Ausgehend von diesem
Beruf muss sich die KlÃ¤gerin auf Arbeiten des allgemeinen Arbeitsmarktes,
insbesondere auf die TÃ¤tigkeiten einer BÃ¼rohilfskraft, einer PfÃ¶rtnerin und einer
Versandfertigmacherin verweisen lassen. Damit ist kein unzumutbarer sozialer
Abstieg verbunden.

Nach Â§ 43 Abs. 2 SGB VI kÃ¶nnen Versicherten grundsÃ¤tzlich solche TÃ¤tigkeiten
zugemutet werden, die in ihrer Wertigkeit dem bisherigen Beruf nicht zu fern stehen
(BSG SozR 3 2200 Â§ 1246 Nr. 50 m. w. N.). Nach dem vom BSG zur Bestimmung
der Wertigkeit eines Berufes entwickelten Mehrstufenschemas werden die
Angestelltenberufe in fÃ¼nf Gruppen eingeteilt, nÃ¤mlich die mit dem Leitberuf der
unausgebildeten Angestellten, der Angestellten mit einer Ausbildung bis zu zwei
Jahren, der Angestellten mit einer lÃ¤ngeren Ausbildung, der Angestellten, fÃ¼r die
Ã¼ber eine lÃ¤ngere, durchschnittlich dreijÃ¤hrige Ausbildung hinaus zusÃ¤tzliche
Zugangsvoraussetzungen wie etwa die Ablegung einer MeisterprÃ¼fung, der
erfolgreiche Besuch einer Fachschule oder das abgeschlossene Studium an einer
Fachhochschule oder wissenschaftlichen Hochschule erforderlich sind, sowie der
Angestellten, die mit ihrem Bruttoarbeitsentgelt oberhalb oder in der NÃ¤he
unterhalb der Beitragsbemessungsgrenze liegen (BSG SozR 3 2200 Â§ 1246 Nr. 1).
Im Rahmen dieses Mehrstufenschemas dÃ¼rfen Versicherte ausgehend von einer
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hiernach erfolgten Einstufung ihres bisherigen Berufes nur auf die jeweils nÃ¤chst
niedrigere Gruppe verwiesen werden. Dabei bedarf es ab der Stufe des Angestellten
mit einer Ausbildung bis zu zwei Jahren, der innerhalb seiner Gruppe dem oberen
Bereich (Anlernzeit von mehr als zwÃ¶lf Monaten bis zu zwei Jahren) angehÃ¶rt, der
konkreten Benennung mindestens einer in Betracht kommenden
VerweisungstÃ¤tigkeit (BSG SozR 2200 Â§ 1246 Nr. 132; BSG SozR 3 2200 Â§ 1246
Nr. 45).

Davon ausgehend ist die TÃ¤tigkeit einer Bezirksleiterin im AuÃ�endienst der
Gruppe des Angestellten mit einer Ausbildung bis zu zwei Jahren zuzuordnen.

Eine abgeschlossene Ausbildung in einem so genannten Facharbeiterberuf,
namentlich als Einzelhandelskauffrau, hat die KlÃ¤gerin nicht absolviert. Sie
verfÃ¼gt auch nicht Ã¼ber gleichwertige Kenntnisse und FÃ¤higkeiten. Wie der
SachverstÃ¤ndige Ldargelegt hat, ist die Ausbildung zur Einzelhandelskauffrau
branchenÃ¼bergreifend angelegt. Der Vorteil dieser Ausbildung besteht darin, dass
zu den erworbenen Ã¼bergreifenden beruflichen Kenntnissen und FÃ¤higkeiten bei
einem Bereichswechsel lediglich die speziellen Waren- und Produktkenntnisse
erarbeitet werden mÃ¼ssen. Die Aufgaben einer Einzelhandelskauffrau umfassen
die Bereiche a) Verkauf und Kundenberatung, b) VerkaufsfÃ¶rderung und Werbung,
c) Warenbeschaffung und Einkauf, d) Lager und Versand und e) Verwaltung und
Warenwirtschaft. Das Arbeitszeugnis der N e. G. vom 30. April 1994 weist aus, dass
die KlÃ¤gerin folgende Aufgaben wahrzunehmen hatte: a) RegelmÃ¤Ã�iger Besuch
von SB-WarenhÃ¤usern, VerbrauchermÃ¤rkten und SupermÃ¤rkten des
Lebensmitteleinzelhandels nach festem Tourenplan zum Zwecke der
Sortimentsplatzierung, der Abstimmung von Sonderaktionen, dem Einsatz von
Werbematerial und der Ã�berwachung von Verkaufspreisen, b) Mitwirkung beim
Einsatz, der Ã�berwachung, der Abrechnung und der Erfolgskontrolle von
Werbedamen und c) Mitwirkung bei den JahresgesprÃ¤chen des
Gebietsverkaufsleiters. Wenn der SachverstÃ¤ndige Ldie von der KlÃ¤gerin
ausgefÃ¼hrten Arbeiten im Beruf der Einzelhandelskauffrau dem Bereich der
VerkaufsfÃ¶rderung und Werbung zugeordnet und zugleich beurteilt hat, dass es
sich um eine Teilqualifikation in diesem Ausbildungsberuf handelt, ist dies
nachvollziehbar. Damit steht zugleich fest, dass die KlÃ¤gerin als Bezirksleiterin im
AuÃ�endienst nicht mit solchen Aufgaben betraut war, die eine
Einzelhandelskauffrau auszeichnen und diesen Beruf von der nur zweijÃ¤hrigen
Ausbildung zur VerkÃ¤uferin abheben. Wie der SachverstÃ¤ndige L dargelegt hat,
zeichnet sich die Ausbildung zur Einzelhandelskauffrau durch die PrÃ¼fungsgebiete
Betriebswirtschaftslehre, kaufmÃ¤nnisches Rechnen und BuchfÃ¼hrung aus. Nach
dem Protokoll Ã¼ber die AbschlussprÃ¼fung im Lehrberuf Einzelhandelskaufmann
vom 16. September 1969 (WiederholungsprÃ¼fung) erreichte die KlÃ¤gerin in den
genannten PrÃ¼fungsgebieten jeweils nur die Note 5. Der Berufsverlauf ab April
1974 hat sich nach dem SachverstÃ¤ndigen L auÃ�erhalb der mit den Noten 5
geprÃ¼ften FÃ¤chern entwickelt, so dass die KlÃ¤gerin die entsprechenden
Kenntnisse und FÃ¤higkeiten einer Einzelhandelskauffrau auch nicht durch
praktische TÃ¤tigkeitsverrichtung hat erwerben kÃ¶nnen. Der SachverstÃ¤ndige L
hat deshalb zugleich beurteilt, dass die KlÃ¤gerin mangels fachlicher
Voraussetzungen fÃ¼r Arbeiten in der Warenbeschaffung, dem Einkauf, im
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Lagerwesen, im Versand, der Verwaltung und der Warenwirtschaft nicht als
Einzelhandelskauffrau arbeiten kann. Wenn der SachverstÃ¤ndige Lsomit den Beruf
einer Bezirksleiterin im AuÃ�endienst der Gruppe des Angestellten im oberen
Bereich mit einer Ausbildung von mehr als 12 Monaten bis zu zwei Jahren
zugeordnet hat, ist dies fÃ¼r den Senat einleuchtend. Einerseits hat die KlÃ¤gerin
Kenntnisse und FÃ¤higkeiten aus dem Berufsfeld einer Einzelhandelskauffrau, die
sie fÃ¼r qualifizierte Arbeiten vergleichbar einer VerkÃ¤uferin in Betracht kommen
lassen, was ihre Einordnung in den oberen Bereich der genannten Angestellten
rechtfertigt. Andererseits fehlen ihr die besonderen FÃ¤higkeiten einer
Einzelhandelskauffrau, die diesen Beruf auf die Facharbeiterebene stellen.

Diese Einstufung wird weder durch die AuskÃ¼nfte der N e. G. vom 29. August
2005 und 08. September 2005 noch durch die tarifliche Eingruppierung in Frage
gestellt. Die N e. G. hat mitgeteilt, dass fÃ¼r den Beruf einer Bezirksleiterin eine
Ausbildung nicht unbedingt erforderlich ist, wenn Berufserfahrung vorhanden ist.
Ã�blicherweise wird eine kaufmÃ¤nnische Ausbildung erwartet. Eine
kaufmÃ¤nnische Ausbildung im weiteren Sinne stellt auch die zweijÃ¤hrige
Ausbildung zur VerkÃ¤uferin dar. Die angesprochene vorhandene Berufserfahrung,
die eine Ausbildung nicht erforderlich macht, kann sich notwendigerweise
ausschlieÃ�lich auf die zu verrichtenden Aufgaben, hier also im Bereich der
VerkaufsfÃ¶rderung und Werbung, beziehen. Der Umstand, dass der KlÃ¤gerin
Facharbeiterlohn gezahlt wurde und sie in Gehaltsgruppe 3 eingruppiert war,
begrÃ¼ndet keinen Facharbeiterstatus. Der Tarifvertrag unterscheidet einerseits
kaufmÃ¤nnische und technische Angestellte ohne Berufsausbildung, die der
Gehaltsgruppe 1 zugehÃ¶rig sind, und andererseits kaufmÃ¤nnische und technische
Angestellte mit Berufsausbildung, die ausgehend von der niedrigsten Gehaltsgruppe
2 bis zur hÃ¶chsten Gehaltsgruppe 5 zugeordnet werden. Gehaltsgruppe 2 umfasst
dabei Angestellte, die nach genauen Anweisungen TÃ¤tigkeiten einfacher Art
ausÃ¼ben. Zur Gehaltsgruppe 3 zÃ¤hlen Angestellte, die nach allgemeinen
Anweisungen teilweise selbstÃ¤ndig arbeiten und deren TÃ¤tigkeit einschlÃ¤gige
Berufserfahrung erfordert. Als TÃ¤tigkeitsbeispiel wird unter anderem eine
ReisetÃ¤tigkeit beim GroÃ�handel aufgefÃ¼hrt. Die KlÃ¤gerin hat zwar keine
abgeschlossene Berufsausbildung. Sie verfÃ¼gt jedoch nach dem
SachverstÃ¤ndigen L Ã¼ber Kenntnisse und FÃ¤higkeiten, vergleichbar einer
zweijÃ¤hrigen Ausbildung zur VerkÃ¤uferin. EinschlÃ¤gige Berufserfahrung besitzt
die KlÃ¤gerin aufgrund ihres beruflichen Werdeganges ab April 1974. Die
Eingruppierung in Gehaltsgruppe 3 ist zwar nach alledem nicht zu beanstanden und
belegt, wie vom SachverstÃ¤ndigen Ldargestellt, dass die KlÃ¤gerin die als
Bezirksleiterin im AuÃ�endienst Ã¼bertragenden Aufgaben vollwertig
konkurrenzfÃ¤hig ausÃ¼bte. Gehaltsgruppe 3 setzt jedoch nicht notwendigerweise
eine mehr als zweijÃ¤hrige Berufsausbildung voraus, so dass daraus auf eine
Facharbeitergruppe nicht geschlossen werden kann. Dies gilt insbesondere, wenn,
wie hier, die tatsÃ¤chlich verrichteten Aufgaben eine mehr als zweijÃ¤hrige
Ausbildung und damit eine solche zur Einzelhandelskauffrau nicht erfordern.

Als Angelernte des oberen Bereiches muss sich die KlÃ¤gerin daher auf den
allgemeinen Arbeitsmarkt verweisen lassen, so dass ihr die Berufe einer
BÃ¼rohilfskraft, einer PfÃ¶rtnerin und einer Versandfertigmacherin zumutbar sind.
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Diesen TÃ¤tigkeiten ist sie auch gesundheitlich gewachsen.

Aus der beigezogenen berufskundlichen Literatur (BIK BO 784) ergibt sich, dass
BÃ¼rohilfskrÃ¤fte unter anderem in der Poststelle und der Registratur Verwendung
finden. Im Bereich der Poststelle sind sie mit dem Ã�ffnen und Auszeichnen
(Verteilen) der eingehenden Post sowie dem Kuvertieren beziehungsweise
Verpacken und Frankieren der ausgehenden Post beschÃ¤ftigt. In der Registratur
fallen Arbeiten wie Sortieren und Ablegen von Schriftgut aller Art und Anlegen und
Beschriften von Akten an. Diese TÃ¤tigkeiten setzen keine beziehungsweise nur
geringe Vorkenntnisse voraus, erfordern Ã¼blicherweise jedoch eine Einarbeitung
beziehungsweise Anlernung und heben sich insoweit von den sonstigen ungelernten
Arbeiten des allgemeinen Arbeitsmarktes ab. Sie sind damit sozial zumutbar.

Die Aufgaben eines PfÃ¶rtners bestehen nach der BIK BO 793 in der Ã�berwachung
des Personen- und Fahrzeugverkehrs an TÃ¼ren, Toren von Fabriken, GeschÃ¤fts-
und BÃ¼rohÃ¤usern, Museen, KrankenhÃ¤usern. Sie empfangen Besucher,
BetriebsangehÃ¶rige und Lieferanten, prÃ¼fen deren Legitimationen, melden
Besucher an, stellen Besucherscheine aus, erteilen AuskÃ¼nfte, bedienen
gegebenenfalls die Telefonanlage und sind hÃ¤ufig auch verantwortlich fÃ¼r die
Sicherheit im Betrieb und die Kontrolle der Einrichtungen. Auch hier ist eine
Einarbeitung und Anlernung Ã¼blich, so dass auch diese TÃ¤tigkeit sozial zumutbar
ist.

Die Arbeitsbedingungen einer BÃ¼rohilfskraft sind nach der BIK BO 784 wie folgt
beschrieben: KÃ¶rperlich leichte Arbeit in geschlossenen RÃ¤umen, Ã¼berwiegend
im Sitzen, zeitweise im Gehen und Stehen, zum Teil Zwangshaltungen, zum Teil
Umgang mit BÃ¼rokommunikationsmitteln, zum Teil Publikumsverkehr, genaue,
systematische und zuverlÃ¤ssige Arbeitsweise, Ordnungssinn,
KonzentrationsfÃ¤higkeit, Anpassungs- und KooperationsfÃ¤higkeit. Der Auskunft
des Arbeitsamtes Frankfurt (Oder) vom 11. November 1999 ist daneben zu
entnehmen, dass im Bereich der Poststelle ein Wechsel von Gehen, Stehen und
Sitzen je nach Bedarf und MÃ¶glichkeit des BeschÃ¤ftigten in Frage kommt und es
dort nicht zu irgendeiner Art von Zwangshaltung kommt.

Die Arbeitsbedingungen eines PfÃ¶rtners sind in BIK BO 793 beschrieben unter
anderem als leichte kÃ¶rperliche Arbeit, Ã¼berwiegend in geschlossenen RÃ¤umen
(PfÃ¶rtnerloge), Ã¼berwiegend sitzend, fÃ¼r kÃ¶rperlich Behinderte geeignet, zum
Teil Zugluft, in der Regel Schicht- und Nachtdienst, zum Teil FlexibilitÃ¤t, zum Teil
KontaktfÃ¤higkeit, gute Umgangsformen. Aus der beigezogenen berufskundlichen
Aussage des MLvom 14. Februar 2000 geht darÃ¼ber hinaus hervor, dass an einen
PfÃ¶rtner sehr unterschiedliche Anforderungen gestellt werden und sehr
unterschiedliche Belastungen bestehen. Nur so erklÃ¤rt sich, dass die TÃ¤tigkeit als
PfÃ¶rtner in BIK BO 793 auch fÃ¼r viele Behinderte als geeignete BeschÃ¤ftigung
angegeben ist.

Vergleicht man das LeistungsvermÃ¶gen jenes KlÃ¤gers, das der berufskundlichen
Aussage des ML zugrunde gelegen hatte, mit demjenigen der hiesigen KlÃ¤gerin, so
bestehen keine Bedenken, dass als PfÃ¶rtner, wie auch in jener berufskundlichen
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Aussage bejaht, gearbeitet werden kann. Das ermittelte LeistungsvermÃ¶gen jenes
KlÃ¤gers wird wie folgt beschrieben: Zumutbar sind leichte Arbeiten in wechselnder
KÃ¶rperhaltung mit Ã¼berwiegendem Sitzen (Es sollte die MÃ¶glichkeit nach 10 bis
15 Minuten Sitzen gegeben sein, die KÃ¶rperposition zum Gehen oder Stehen zu
Ã¤ndern; nach Gehen oder Stehen von maximal 20 Minuten sollte die MÃ¶glichkeit
zum Sitzen gegeben sein, der Zeitanteil im Gehen und Stehen sollte nicht mehr als
50 v. H. der Arbeitszeit betragen.), ohne Heben und Tragen von Lasten von mehr als
5 kg, ohne Arbeiten mit Rumpfvorbeuge oder Zwangshaltungen der WirbelsÃ¤ule,
Einwirkung von Vibrationen, Stauchungen und RÃ¼ttelungen, ohne
Ã�berkopfarbeiten, ohne Arbeiten auf Leitern und GerÃ¼sten, ohne Arbeiten in
KÃ¤lte ohne Witterungsschutz sowie in feuchten RÃ¤umen, ohne LÃ¤rmeinfluss,
ohne GefÃ¤hrdung durch Hautreizstoffe, ohne Wechsel- oder Nachtschicht, ohne
Arbeiten mit besonderem Zeitdruck, nur geistig einfache Arbeit mit geringen
Anforderungen an die ReaktionsfÃ¤higkeit. Dieser Katalog der
LeistungseinschrÃ¤nkungen zeigt, dass jener KlÃ¤ger in Ã¤hnlichem Umfang wie die
hiesige KlÃ¤gerin in seinen MÃ¶glichkeiten eingeschrÃ¤nkt war. Wie dieser
berufskundlichen Aussage auÃ�erdem zu entnehmen ist, kann ein PfÃ¶rtner auch
einen Wechsel zwischen Sitzen, Stehen und Gehen weitestgehend selbst
bestimmen. Es gibt insbesondere auch eine nennenswerte Anzahl von
ArbeitsplÃ¤tzen, bei denen nicht im Schichtdienst gearbeitet werden muss und bei
denen der Arbeitnehmer Zugluft nicht ausgesetzt ist.

Zu den Aufgaben eines Versandfertigmachers gehÃ¶ren nach der BIK BO 522 das
Aufmachen von Fertigerzeugnissen zur VerschÃ¶nerung oder Aufbesserung des
Aussehens sowie das Kennzeichnen und Fertigmachen von Waren fÃ¼r den
Versand in verschiedenen Branchen und bei unterschiedlichen Produkten. Im
Einzelnen sind dort, wie auch in der berufskundlichen Stellungnahme des ML vom
01. November 2002, als EinzeltÃ¤tigkeiten genannt: Bekleben, Bemalen,
Blankreiben, Einfetten, EinhÃ¼llen, Auf- oder EinnÃ¤hen; Zurichten von Textilien,
Ausformen von Wirk- und Strickwaren, Handschuhen oder StrÃ¼mpfen, Dressieren
von Stoffen, BÃ¼geln von HÃ¼ten oder Lederwaren, Einziehen von
SchnÃ¼rsenkeln; Kennzeichnen von Waren durch Banderolieren, Etikettieren,
Stempeln, Bekleben, Heften, Anbringen von Abziehbildern, Ein- oder AnnÃ¤hen von
Warenzeichen oder Etiketten von Hand oder mit der Maschine; AbzÃ¤hlen,
Abmessen oder Abwiegen von Waren und Erzeugnissen; manuelles und
maschinelles Abpacken und AbfÃ¼llen in Papp- oder Holzschachteln, Kisten,
FÃ¤sser, SÃ¤cke oder sonstige BehÃ¤lter; VerschlieÃ�en von BehÃ¤ltnissen sowie
Anbringen von Kennzeichen oder anderen Hinweisen an Waren oder BehÃ¤ltnissen.
Diese TÃ¤tigkeiten setzen nach der berufskundlichen Stellungnahme des ML vom
01. November 2002 bestimmte berufliche Vorkenntnisse nicht voraus. Es handelt
sich um einfache Routinearbeiten, auf die durch eine aufgabenbezogene
Einweisung in wenigen Tagen vorbereitet wird. Der Umfang der Vorbereitung sei
abhÃ¤ngig vom Ã¼bertragenen Arbeitsinhalt, dauere in jedem Fall aber deutlich
unter drei Monate. Es kann dahinstehen, ob eine Einweisung von wenigen Tagen
bereits ausreichend ist, um diese TÃ¤tigkeit nicht zu den aller einfachsten Arbeiten
des allgemeinen Arbeitsmarktes zu rechnen. In der ergÃ¤nzenden berufskundlichen
Stellungnahme des M L vom 24. November 2002 ist diesbezÃ¼glich jedenfalls
klargestellt, dass es auch TÃ¤tigkeiten eines Versandfertigmachers gibt, die eine
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Einarbeitung von mehr als wenigen Tagen bis zu zwei Wochen erfordern. Insoweit
sind die jeweils unterschiedlichen inhaltlichen Anforderungen maÃ�gebend. Werden
nur wenige Teile zusammengebracht und eingepackt (zum Beispiel
Gebrauchsanweisungen, Produkthinweise, HandbÃ¼cher und CD-Rom), ergibt sich
an diesem Arbeitsplatz eine nur kurze Einweisungszeit, weil kein Wechsel der
inhaltlichen Anforderungen stattfindet. Werden hingegen an einem Arbeitsplatz
fÃ¼r eine gesamte Produktpalette mit stÃ¤ndig wechselnder Anzahl und in
unterschiedlicher Zusammensetzung Beschreibungen zusammengestellt, dauert die
Einweisung lÃ¤nger, weil die Gefahr einer falschen Zusammenstellung deutlich
grÃ¶Ã�er ist. Es mÃ¼ssen fÃ¼r letztgenannte TÃ¤tigkeit, so nach dieser
berufskundlichen Stellungnahme, Ablaufformen und systematische
Vorgehensweisen vermittelt werden, die anhand von PlausibilitÃ¤ten wÃ¤hrend der
Arbeitsverrichtung Ã¼berprÃ¼ft werden. Mit dieser BegrÃ¼ndung ist
nachvollziehbar, dass die genannte TÃ¤tigkeit eines Versandfertigmachers eine
Einarbeitungszeit erfordert, die sie von den sonstigen ungelernten Arbeiten des
allgemeinen Arbeitsmarktes abhebt und die deswegen sozial zumutbar ist.

Dies folgt im Ã�brigen auch aus TarifvertrÃ¤gen, die der berufskundlichen
Stellungnahme des M Lvom 01. November 2002 beigefÃ¼gt waren. Nach dem
Lohn- und Gehaltstarifvertrag fÃ¼r den GroÃ�-, Ein- und Ausfuhrhandel in Schleswig-
Holstein werden von Lohngruppe 1 HilfstÃ¤tigkeiten, die Vorkenntnisse nicht
erfordern und jederzeit von anderen BeschÃ¤ftigten ausgefÃ¼hrt werden kÃ¶nnen
(wie zum Beispiel Lagerhilfe, KÃ¼chenhilfe) eingestuft, wÃ¤hrend zur Lohngruppe 2
TÃ¤tigkeiten rechnen, die ohne Vorkenntnisse nach Einweisung ausgefÃ¼hrt
werden, wie zum Beispiel das Auspacken, Abpacken und Sortieren, wie es bei einem
Versandfertigmacher anfÃ¤llt. Dieselbe Unterscheidung wird auch im Gehalts- und
Lohntarifvertrag fÃ¼r den GroÃ�- und AuÃ�enhandel Mecklenburg-Vorpommern
vorgenommen. Wird eine bestimmte TÃ¤tigkeit jedoch nicht von der untersten
Lohngruppe erfasst, so hebt sie sich dadurch, dass sie zu einer hÃ¶heren
Lohngruppe gehÃ¶rt, von den sonstigen ungelernten Arbeiten des allgemeinen
Arbeitsmarktes ab. Von der Lohngruppe 2 der genannten TarifvertrÃ¤ge werden im
Ã�brigen auch PfÃ¶rtner erfasst. Die Arbeitsbedingungen eines
Versandfertigmachers sind in der BIK BO 522 beschrieben unter anderem als
kÃ¶rperlich leichte bis mittelschwere Arbeit (zeitweise schweres Heben und Tragen)
Ã¼berwiegend in geschlossenen RÃ¤umen und Hallen, zum Teil im Freien, Arbeit in
wechselnder KÃ¶rperhaltung von Gehen, Stehen und Sitzen, zum Teil
Zwangshaltungen wie BÃ¼cken, Hocken, Knien und vornÃ¼ber geneigte Haltung,
zum Teil Arbeit auf Leitern und GerÃ¼sten. Allerdings bedeutet diese Beschreibung
nicht notwendigerweise, dass dieses Anforderungsprofil fÃ¼r alle ArbeitsplÃ¤tze
eines Versandfertigmachers einschlÃ¤gig ist. Dies ergibt sich schon daraus, dass
diese TÃ¤tigkeit in verschiedenen Branchen und mit unterschiedlichen Produkten
ausgefÃ¼hrt wird. Wenn demzufolge in den berufskundlichen Stellungnahmen des
M L vom 01. November 2002 und 24. November 2002 dargestellt ist, dass es
insoweit auch eine nennenswerte Zahl von, also nicht weniger als 300,
ArbeitsplÃ¤tzen gibt, die kÃ¶rperlich leicht sind und in geschlossenen RÃ¤umen im
Wechsel von Sitzen und Stehen ausgeÃ¼bt werden, bei denen wirbelsÃ¤ulen- oder
gelenkbelastende KÃ¶rperhaltungen nicht eingenommen werden mÃ¼ssen,
monotone oder repetitive Arbeitshaltungen sich nicht ergeben, die Aufgaben nicht
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durch fremdbestimmtes Arbeitstempo geprÃ¤gt sind, nicht unter akkordÃ¤hnlichen
Bedingungen verrichtet werden, keine besonderen Anforderungen an die Kraft oder
die Ausdauer der HÃ¤nde gestellt werden, insbesondere keine Fein- oder
PrÃ¤zisionsarbeiten erfordern, Reiben, Schieben, Drehen, Ziehen oder DrÃ¼cken
nicht verlangt werden, weder Anforderungen an das HÃ¶rvermÃ¶gen noch an die
Stimme gestellt werden, eine durchschnittliche SehfÃ¤higkeit genÃ¼gt und bei
denen geistig einfache Routinearbeiten weder besondere Anforderungen an die
UmstellungsfÃ¤higkeit, das ReaktionsvermÃ¶gen, die Aufmerksamkeit, die
Ã�bersicht, die Verantwortung oder die ZuverlÃ¤ssigkeit stellen, ist dies
nachvollziehbar.

Betrachtet man das LeistungsvermÃ¶gen jener KlÃ¤gerin, das der berufskundlichen
Aussage des MLvom 01. November 2002 und 24. November 2002 zugrunde gelegen
hatte, mit demjenigen der hiesigen KlÃ¤gerin, wird deutlich, dass als
Versandfertigmacher, wie auch in jener berufskundlichen Aussage angenommen
wurde, gearbeitet werden kann. Das ermittelte LeistungsvermÃ¶gen jener KlÃ¤gerin
war wie folgt beschrÃ¤nkt auf kÃ¶rperlich leichte Arbeiten, geistig einfache
Arbeiten, im Wechsel der Haltungsarten, kein ausschlieÃ�liches Stehen oder Sitzen,
unter Witterungsschutz, ohne monotone oder repetitive Arbeitshaltungen, ohne
Heben und Tragen von Lasten, ohne anhaltende Rumpfbeugehaltung, ohne
anhaltendes Knien, Hocken und BÃ¼cken, ohne dauerhafte Ã�berkopfarbeiten,
ohne Leiter- und GerÃ¼starbeit und ohne besonderen Zeitdruck wie etwa Akkord-
oder FlieÃ�bandarbeit. Dies zeigt, dass die KlÃ¤gerin in ihrem LeistungsvermÃ¶gen
nicht stÃ¤rker eingeschrÃ¤nkt ist als jene KlÃ¤gerin, die in den berufskundlichen
Aussagen vom 01. November 2002 und 24. November 2002 zu beurteilen war. In
der berufskundlichen Stellungnahme des M L vom 14. Januar 2005 wird an der
Darstellung vom 01./24. November 2002, die im Einzelnen wiederholt wird,
festgehalten und ausdrÃ¼cklich darauf hingewiesen, dass sich seither bezÃ¼glich
des Berufes eines Versandfertigmachers keine nachhaltigen VerÃ¤nderungen
ergeben hÃ¤tten. Wird das LeistungsvermÃ¶gen jenes KlÃ¤gers, das Grundlage der
berufskundlichen Stellungnahme vom 14. Januar 2005 war, mit dem
LeistungsvermÃ¶gen der hiesigen KlÃ¤gerin verglichen, ist zwar festzustellen, dass
jener KlÃ¤ger teilweise in seinem LeistungsvermÃ¶gen nicht so deutlich
eingeschrÃ¤nkt war. Jener KlÃ¤ger konnte kÃ¶rperlich leichte bis mittelschwere
Arbeiten und geistig einfache Arbeiten (ohne hohe Anforderungen an das
Intelligenzniveau) mit nur geringen Anforderungen an ReaktionsfÃ¤higkeit,
Ã�bersicht, Aufmerksamkeit und Verantwortungsbewusstsein in freien und in
geschlossenen RÃ¤umen, jedoch ohne Arbeit unter besonderem Zeitdruck, wie z. B.
Akkordarbeit, ohne Kontakt mit hautreizenden Stoffen und mit grober
Verschmutzung und ohne Feuchtarbeit verrichten. Dieses LeistungsvermÃ¶gen
steht ebenfalls einer TÃ¤tigkeit eines Versandfertigmachers nach der
berufskundlichen Stellungnahme des M L vom 14. Januar 2005 nicht entgegen. Im
Ã�brigen folgt daraus jedoch nichts Neues, denn dass sich das Belastungsprofil
eines Versandfertigmachers in kÃ¶rperlicher oder geistiger Hinsicht zwischenzeitlich
verÃ¤ndert haben kÃ¶nnte, insbesondere stÃ¤rkere oder hÃ¶here Anforderungen
gestellt werden, wird in dieser neuen berufskundlichen Stellungnahme gerade
verneint.
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Die bei der KlÃ¤gerin bestehenden LeistungseinschrÃ¤nkungen lassen sich mit dem
Belastungsprofil einer BÃ¼rohilfskraft, einer PfÃ¶rtnerin und einer
Versandfertigmacherin in Einklang bringen. Wenn die SachverstÃ¤ndigen Dr. Bund
Dr. C somit zu der EinschÃ¤tzung gelangt sind, die KlÃ¤gerin kÃ¶nne die genannten
Berufe vollschichtig ausÃ¼ben, ist dies, weil sie das berufskundliche
Anforderungsprofil nicht verkannt haben, schlÃ¼ssig und bewegt sich im Rahmen
des einem Arzt einzurÃ¤umenden Beurteilungsspielraumes, so dass sich der Senat
deren Bewertung zu eigen machen kann.

BerufsunfÃ¤higkeit liegt damit nicht vor.

Der KlÃ¤gerin ist auch keine Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit nach Â§ 44 Abs. 1
SGB VI zu gewÃ¤hren.

Nach Â§ 44 Abs. 2 SGB VI sind Versicherte erwerbsunfÃ¤hig, die wegen Krankheit
oder Behinderung auf nicht absehbare Zeit auÃ�erstande sind, eine
ErwerbstÃ¤tigkeit in gewisser RegelmÃ¤Ã�igkeit auszuÃ¼ben und Arbeitsentgelt
oder Arbeitseinkommen zu erzielen, das ein Siebtel der monatlichen
BezugsgrÃ¶Ã�e Ã¼bersteigt. Bei dem bereits dargelegten vollschichtigen
LeistungsvermÃ¶gen liegen diese Voraussetzungen, die noch weitergehende
LeistungseinschrÃ¤nkungen als bei der BerufsunfÃ¤higkeit erfordern, nicht vor.

SchlieÃ�lich kann der KlÃ¤gerin auch keine Rente wegen Erwerbsminderung nach 
Â§ 43 SGB VI in der Fassung des EM Reformgesetzes (SGB VI n. F.) gewÃ¤hrt
werden, denn sie ist noch nicht einmal teilweise erwerbsgemindert.

Nach Â§ 43 Abs. 1 Satz 2 SGB VI n. F. sind Versicherte teilweise erwerbsgemindert,
die wegen Krankheit oder Behinderung auf nicht absehbare Zeit auÃ�erstande sind,
unter den Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens
sechs Stunden tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig zu sein. Diese Voraussetzung kann
notwendigerweise bei einem sogar noch vollschichtigen LeistungsvermÃ¶gen nicht
vorliegen.

Nach Â§ 43 Abs. 2 Satz 2 SGB VI sind Versicherte voll erwerbsgemindert, die wegen
Krankheit oder Behinderung auf nicht absehbare Zeit auÃ�erstande sind, unter den
Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens drei Stunden
tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig zu sein. Bei dem bereits dargelegten mindestens
sechsstÃ¼ndigen LeistungsvermÃ¶gen liegen diese Voraussetzungen, die noch
weitergehende LeistungseinschrÃ¤nkungen als bei der teilweisen
Erwerbsminderung erfordern, ebenfalls nicht vor.

Die Berufung muss daher erfolglos bleiben.

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 193 Abs. 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG) und
entspricht dem Ergebnis des Rechtsstreits.

Die Revision ist nicht zuzulassen, da die Voraussetzungen hierfÃ¼r (Â§ 160 Abs. 2
Nrn. 1 und 2 SGG) nicht vorliegen.

                            18 / 19

https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/44.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/44.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/44.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/43.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/43.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/43.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/193.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/160.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/160.html


 

Erstellt am: 24.07.2006

Zuletzt verändert am: 22.12.2024

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

                            19 / 19

http://www.tcpdf.org

